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Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Ein-
zelplan 08 entsprechend der Beschlussempfeh-
lung 14/3008. Wer dieser Beschlussempfehlung 
und damit dem Einzelplan 08 seine Zustimmung 
geben will, den bitte ich um das Handzeichen. – 
CDU und FDP. Wer ist dagegen? – Die Oppositi-
onsfraktionen SPD und Bündnis 90/Die Grünen. 

(Zurufe von der CDU: Oh!) 

Damit ist der Einzelplan 08 in zweiter Lesung be-
schlossen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Meine Damen und Herren, bevor ich den nächs-
ten Einzelplan aufrufe, gebe ich der Präsidentin 
des Landtages, Frau van Dinther, das Wort. 

Präsidentin Regina van Dinther: Meine Damen 
und Herren, da so etwas sehr selten vorkommt, 
möchte ich Ihnen von dieser Stelle aus mitteilen, 
dass unsere Vizepräsidentin Angela Freimuth 
gestern ihr Kind zur Welt gebracht hat. 

(Allgemeiner Beifall) 

Es ist ein kleiner Junge: 4.100 g, 57 cm. Mutter 
und Kind sind gesund. Ich habe im Namen des 
Hauses gratuliert. – Danke schön. 

(Lebhafter allgemeiner Beifall) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Präsidentin, für diese gute Nachricht. 

Wir treten jetzt wieder in das Tagesgeschäft ein 
und kommen zu Einzelplan 14: 

Ministerium für Bauen und Verkehr  

Hier gibt es den Teilbereich Städtebau und Woh-
nen sowie den Teilbereich Verkehr. Ich weise 
darauf hin, dass hierzu die Beschlussempfehlung 
Drucksache 14/3014 vorliegt. Zudem gibt es Än-
derungsanträge von Bündnis 90/Die Grünen. Sie 
haben die laufenden Nummern 77 bis einschließ-
lich 87 in der Tischvorlage. 

Ich eröffne die Beratung zum Teilbereich „Städ-
tebau und Wohnen“. 

Die Debatte wird von der SPD-Abgeordneten Frau 
Ruff-Händelkes eröffnet. 

Monika Ruff-Händelkes (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Behandlung des 
Haushaltsentwurfes 2007 für die Bereiche Stadt-
entwicklung und Bauen steht am Ende dieser bei-
den Plenartage. Das entspricht ganz und gar der 
Bedeutung, die die Landesregierung diesen bei-

den Bereichen zukommen lässt – einer sehr un-
tergeordneten Bedeutung. 

Vizepräsident Edgar Moron: Frau Kollegin, un-
terbrechen Sie Ihre Rede bitte kurz. – Ich halte es 
für ziemlich unhöflich von Ihnen, meine Damen 
und Herren im Saal, dass Sie, wenn Sie schon an 
der Debatte nicht teilnehmen wollen, das Ganze 
dann auch noch mit Ihrem Gerede begleiten. 

(Allgemeiner Beifall) 

Verlassen Sie doch bitte ruhig und schweigend 
den Sitzungssaal. 

Bitte, Frau Ruff-Händelkes. 

Monika Ruff-Händelkes (SPD): Meine Damen 
und Herren, hier wird zum wiederholten Male 
durch die schwarz-gelbe Landesregierung weni-
ger gestaltet, weniger investiert und immer mehr 
eingespart. Das trifft in allererster Linie das Lan-
deswohnungsbauvermögen, das dazu da ist – 
jetzt hören Sie bitte gut zu, meine Damen und 
Herren der Koalitionsfraktionen –, die Menschen 
in diesem Land mit adäquatem Wohnraum zu 
versorgen und Innovationen voranzutreiben, bei-
spielsweise zur Energieeinsparung. Hier nagt 
nach jahrzehntelangem Aufbau heute nicht mehr 
der Zahn der Zeit, sondern die schwarz-gelbe Ka-
ries, meine Damen und Herren. 

(Beifall von der SPD – Zurufe von der FDP: 
Oh!) 

So sind ab dem Jahre 2000 erstmalig die Anteile 
des Bundes an den Zinsrückflüssen für die Woh-
nungsbaudarlehen zu zahlen. Dies geschieht 
nicht etwa aus dem Landeshaushalt, sondern aus 
dem Landeswohnungsbauvermögen. 

Weiter entfallen die bisher üblichen Landeszu-
schüsse von 25 Millionen € an das Wohnungs-
bauvermögen. 

Die nächste Attacke auf das Landeswohnungs-
bauvermögen – diesen Begriff werden Sie heute 
Abend noch öfter hören, meine Damen und Her-
ren – erfolgt durch die vierte Änderung des Woh-
nungsbauförderungsgesetzes. Im kommenden 
Jahr soll der Grundstücksfonds ebenfalls in einer 
Höhe von rund 25 Millionen € aus den Über-
schüssen der Wohnungsbauförderungsanstalt fi-
nanziert werden. Diese Überschüsse gingen bis-
her in einen anderen Topf. Sie dürfen raten, in 
welchen Topf – in das Landeswohnungsbauver-
mögen! 

Herr Minister Wittke, den Grundstücksfonds ha-
ben Sie dem Wirtschaftsministerium überlassen, 
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anstatt selbst zu gestalten. Wir bedauern dies 
sehr. 

(Beifall von der SPD) 

Meine Damen und Herren, wie kein anderer Bau-
minister in der Geschichte Nordrhein-Westfalens 
lässt Minister Wittke wider besseres Wissen und 
entgegen der Beratung durch Verbände und 
Bauwirtschaft den Wohnungsbaubereich ausblu-
ten. Wie schon beim von der Landesregierung 
beabsichtigten LEG-Verkauf hat nicht er, sondern 
das Finanzministerium das Zepter des Handelns 
in der Hand. 

Um kurzfristige Einspareffekte zu erreichen, wird 
eine langfristige Politikstrategie verworfen, die Sie 
uns allen noch Anfang der letzten Legislaturperio-
de verkündet haben. Wir wissen – das wissen 
auch Sie, meine Damen und Herren der Regie-
rungsfraktionen –, bei Wohnungen handelt es sich 
um langfristige Investitionen. Die Wohnungsnach-
frage schwankt im sogenannten Schweinezyklus, 
sodass gerade hier antizyklisches Verhalten not-
wendig wäre. 

Die Folgen dieses Tuns sind nicht unmittelbar zu 
bemerken, sondern um einige Jahre zeitversetzt, 
sodass Sie diese wahrscheinlich gar nicht mehr in 
eigener Regie erleben werden, Herr Bauminister. 
Aber ich denke, das hat man Ihnen bereits in der 
Vergangenheit gesagt. Ich sage Ihnen das auch 
gerne: Ihre wohnungswirtschaftliche Politik – dazu 
werde ich gleich noch Beispiele anführen – ist 
sehr kurzfristig gedacht. Wir hier in Nordrhein-
Westfalen brauchen aber eine langfristige Per-
spektive für die Menschen und auch für die Bau-
wirtschaft. 

Jetzt aber zu Ihren Gesetzen! Das Vierte Gesetz 
zur Änderung des Wohnungsbauförderungsge-
setzes ist hierfür ein ganz gutes Beispiel. Inner-
halb von eineinhalb Jahren wird ein und dieselbe 
Rechtsmaterie nun zum vierten Mal von der Lan-
desregierung geändert. Das zeugt von Konzepti-
onslosigkeit und kurzfristigem Ad-hoc-Agieren. 
Davon haben wir hier im Land nichts. Herr Minis-
ter, bitte nehmen Sie sich unsere Worte zu Her-
zen. 

Jetzt kommt etwas Erfreuliches. Erfreulicher sieht 
es schon bei der Stadtentwicklung aus, insbeson-
dere bei den städtebaulichen Sanierungs- und 
Entwicklungsmaßnahmen und dem Programm 
„Stadtumbau West“. Bewegungen in diesen Be-
reichen sind aber ausschließlich auf die Erhöhung 
der Bundesmittel durch das sozialdemokratisch 
geführte Fachministerium zurückzuführen. Die 
Landtagsfraktion der SPD hat sich für diese Erhö-
hung der Bundesmittel in besonderer Weise ein-

gesetzt. Ich bin froh, dass wir entsprechende Er-
folge verzeichnen können. 

Lassen Sie mich abschließend noch einmal zum 
Grundstücksfonds kommen. Bei landeseigenen 
Grundstücken, die zurzeit von der LEG verwaltet 
werden, sind finanzielle Mittel nötig, um 
Grundstücke aufzubereiten und Verkehrssicher-
heit zu gewährleisten. Im Bauetat aber werden 
keine neuen Investitionen getätigt. Woher werden 
also die nötigen Mittel zur EU-Kofinanzierung ge-
nommen? Sie kommen bestimmt nicht vom Fi-
nanzminister, aber sie kommen aus dem Landes-
wohnungsbauvermögen. Dies war bisher ein zent-
rales Instrument, um zukunftsweisende Woh-
nungspolitik in NRW verlässlich und nicht nach 
aktueller Kassenlage zu fördern. 

(Vorsitz: Vizepräsident Oliver Keymis) 

Herr Minister Wittke, auch wenn Sie gleich ver-
künden, wie viel Geld Sie für den Wohnungsbe-
reich ausgeben, frage ich Sie: Brauchen Sie das 
Landeswohnungsbauvermögen nicht? Regelt das 
jetzt auch der freie Markt? – Dieser Richtungs-
wechsel ist ein entscheidender Grund, weshalb 
die SPD-Landtagsfraktion den Bereich Bauen und 
Stadtentwicklung im Haushaltsentwurf 2007 ab-
lehnt.  

Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit, die Sie 
mir trotz meiner etwas rauen Stimme geschenkt 
haben. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Kollegin. – Für die CDU hat jetzt Herr Kollege 
Sahnen das Wort. 

Heinz Sahnen*) (CDU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Im Einzelplan 14 werden 
Wohnungs- und Städtebau gemeinsam bespro-
chen. Wir können in diesem Bereich sehr deutlich 
feststellen, dass wir die in 2006 begonnene Politik 
gerade im Haushalt 2007 in wesentlichen Punkten 
fortschreiben. Es ist wichtig, ein paar Punke aus 
der Bilanz deutlich hervorzuheben.  

Der erste Punkt: Wir setzen in der Förderpolitik 
auf Kontinuität und Verlässlichkeit. Dies geschieht 
im Gegensatz zu der Mär, die Sie verbreitet ha-
ben, Frau Ruff-Händelkes, wonach ein Einbruch 
käme. Das ist absolut nicht der Fall. Wir werden 
weiterhin auf einem hohen Niveau fördern. In die-
sem Jahr sind Darlehen in Höhe von 917 Millio-
nen € für die Wohnungsbauförderung aus dem 
Wfa-Vermögen geflossen. Das ist richtig und gut 
so. Diese Politik wird fortgesetzt. 



Landtag  21.12.2006 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/48 
 

 

 

5493

Zweiter Punkt: Wir wollen Antworten auf gesell-
schaftliche Veränderungen geben. Stichwort: De-
mografie. – Es ist notwendig, die Altersversorgung 
zu ermöglichen. Dazu gehört gerade für junge 
Familien auch die Eigentumsbildung.  

Einen anderen Punkt haben wir in diesem Jahr 
sehr konsequent durchsetzen können. An vier 
Beispielen wird deutlich, dass wir Bürokratieabbau 
betreiben. Das sind die richtigen Antworten. Zum 
Bürokratieabbau will ich die Stichworte noch ein-
mal kurz in Erinnerung rufen. 

Erstens: Wir haben die Fehlbelegungsabgabe 
dankenswerterweise abschaffen können. Ich den-
ke, an dieser Stelle bekommen wir sogar von vie-
len Sozialdemokraten Beifall. Das ist gut so; das 
ist eine richtige Entscheidung. 

Zweitens: Wir haben die Zweckentfremdungsver-
ordnung zum 31. Dezember aufgehoben. 

Drittens: Wir haben die Kündigungssperrfristver-
ordnung neu geregelt.  

Viertens ist in diesem Zusammenhang wichtig: 
Wir haben die Zahl der Genehmigungsbehörden 
für Maßnahmen der sozialen Wohnraumförderung 
von 88 auf 54 reduziert. Dabei legen wir in beson-
derer Weise jetzt den Schwerpunkt auf Kreise und 
kreisfreie Städte. 

Wohnungsbaupolitik ist vor allem auch im Hinblick 
auf das zu sehen, was wir in diesem Jahr be-
schlossen haben. Das ist gerade im Kontext der 
Entscheidung der Landesregierung und der Bes-
tätigung durch das Parlament im Hinblick auf den 
Verkauf der LEG der Fall. Das ist eine sicherlich 
ganz wichtige Maßnahme.  

Wir haben richtig daran getan, sehr anspruchsvol-
le Sozialstandards zu formulieren. Wir sind sehr 
dankbar, dass Finanzminister Dr. Helmut Linssen 
und Bauminister Oliver Wittke eine ressortüber-
greifende Arbeitsgruppe eingesetzt haben, die 
diesen Prozess sehr sorgfältig begleitet. Sie ach-
tet darauf, dass die von uns festgelegten und for-
mulierten Standards eingehalten werden. Das ist 
ein wichtiger Punkt. 

Ich komme noch einmal zu Ihrer Mär, wir würden 
das Wohnungsbauvermögen abschmelzen oder 
sogar verhökern, wie Sie es ausgedrückt haben. 
Das ist absolut nicht der Fall. Ich habe schon er-
wähnt, dass auch in diesem Jahr 917 Millionen € 
abgeflossen sind. Diese Höhe an Mitteln gab es in 
den letzten Jahren mehr oder weniger immer. In 
gleicher Weise ist die Zahl der Fälle auf diesem 
hohen Niveau geblieben. Dadurch wird die Konti-
nuität auf diesem Gebiet deutlich. 

Lassen Sie mich noch einmal auf den Grund-
stücksfonds zu sprechen kommen. Wir setzen in 
den Jahren 2007 und 2008 zwei Maßnahmen aus 
dem Zinsgewinn des Wohnungsbauvermögens für 
Mittel des Grundstücksfonds ein, damit eine Kom-
plementärfinanzierung erfolgen kann. Das haben 
Sie richtig gesagt. Würden wir das nicht tun, 
müssten wir entweder das Geld aus dem Landes-
haushalt nehmen oder die EU-Mittel zurückgeben. 
Beides wollen wir nicht. Deswegen haben wir uns 
für die Jahre 2007 und 2008 für diesen Weg ent-
schieden. Wir unterstützen diesen vorgeschlage-
nen Weg ausdrücklich. 

Zum Städtebau: Wohnungsbau und Städtebau 
hängen eng zusammen. Das wird in besonderer 
Weise deutlich, wenn wir uns das Stichwort „Sozi-
ale Stadt“ ansehen. Da wird eine Menge getan. 
Die Rahmenbedingungen ändern sich gerade in 
diesem Bereich erheblich, und es geschieht deut-
lich etwas. Sie haben darauf hingewiesen, dass 
das vom Bundesfinanzministerium kommt. Nun 
gut; wenn das so ist, ist das sicherlich zu begrü-
ßen. Wir steuern aber auch aus dem eigenen 
Haushalt eine Menge bei. Wir haben als Land ja 
auch den Auftrag, diese Dinge umzusetzen. 

Für uns ist es ganz wichtig, an den Punkten fest-
zuhalten, die wir in einer gemeinsamen Sitzung in 
Gelsenkirchen beschlossen haben, nämlich im 
Bereich des Städtebaus in besonderer Weise die 
Innenstädte zu betonen und uns deutlich das 
Stichwort „Soziale Stadt“ vorzunehmen. Dazu ge-
hören auch einschneidende Maßnahmen bis hin 
zum Rückbau. Vornehm heißt es „Stadtumbau 
West“. Konkreter könnte man von Rückbau spre-
chen. Etwas platter ausgedrückt handelt es sich 
um einen Abriss. Das ist eine notwendige Maß-
nahme. Wir stehen dazu. Wir sind der Auffassung, 
dass das in diesem Zusammenhang mit erledigt 
werden muss. 

Insgesamt sind wir der Auffassung, dass wir gera-
de im Bereich des Städtebaus auf einem vernünfti-
gen Weg sind. Ich habe die Punkte, die wir seiner-
zeit in Gelsenkirchen besprochen haben, schon 
erwähnt. Ich denke auch, dass wir durch Evaluie-
rung des Programms von Immobilien- und Stand-
ortgemeinschaften in 21 ausgewählten Städten die 
gemeinsame Erkenntnis gewonnen haben, dass 
wir uns den Innenstädten verstärkt zuwenden müs-
sen. Das tun wir. Ich will einfach einmal das Stich-
wort Kamen-Süd nennen, das aufgerufen ist. Wir 
werden das alsbald, wohl im kommenden Jahr, an-
gehen – allerdings in Verbindung mit Einzelhan-
delserlassen und planungsrechtlichen Fragen. Wir 
haben uns verständigt, das gemeinsam anzuge-
hen.  
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Unser ausdrücklicher Wille ist aber – das wieder-
hole ich an dieser Stelle –, das gemeinsam mit 
den Einzelhandelsverbänden, aber auch mit den 
Städten und Gemeinden zu tun. Wenn wir das 
schaffen, ist das ein richtiger Weg. Dann sind wir 
tatsächlich dabei, den Städten ein neues Gesicht 
zu geben und sie zu wirklichen Zentren zu ma-
chen, wo Lebensqualität deutlich wird, wo Men-
schen gut leben können, wo Kultur, Kommunikati-
on, aber auch Handel und Dienstleistung sowie 
Wohnen möglich ist. Das ist unsere Zielsetzung.  

Wenn wir das erreichen, sind wir auf einem guten 
Wege, im Bereich „Städtebau und Wohnen“ den 
Anspruch dieser Regierung zu erfüllen, den der 
Ministerpräsident häufig zitiert: Soziale Gerechtig-
keit und wirtschaftliche Vernunft sind zwei Seiten 
einer Medaille. Deshalb stimmen wir dem Entwurf 
von Einzelplan 14, Teilbereich „Städtebau und 
Wohnen“, in zweiter Lesung zu. – Vielen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Abgeordneter Sahnen. – Für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen hat Herr Kollege Becker das 
Wort. 

Horst Becker*) (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Ich glaube, Herr Kolle-
ge Sahnen, der Einzelplan 14 zeichnet sich eben 
nicht dadurch aus, dass er auf der einen Seite von 
wirtschaftlicher Vernunft und auf der anderen Sei-
te von dem Gedanken sozialer Gerechtigkeit ge-
prägt ist. Vielmehr nehme ich an, dass dieser 
Haushalt von dem ideologischen Grundsatz der 
Heuschreckenpartei geprägt ist und von einem 
ideologischen Grundsatz eines Ministers, 

(Ralf Witzel [FDP]: Hilfe!) 

der das in der Vergangenheit schon öfter bewie-
sen hat, nämlich dem Grundsatz „Privat vor 
Staat“, der aus meiner Sicht an dieser Stelle wirt-
schaftlich nicht vernünftig ist.  

„Privat vor Staat“ – mit dieser Ideologie, Herr Mi-
nister, haben Sie auch als ehemaliger Oberbür-
germeister der Stadt Gelsenkirchen Ihrer Stadt 
eine Altlast hinterlassen, die der jetzige Oberbür-
germeister abräumen muss. „Gelsenkirchen sa-
niert den Sanierer“ ist die heutige Überschrift in 
der „taz NRW“, mit dem die misslungene Sanie-
rung des Hans-Sachs-Hauses jetzt mit einem 
PPP-Modell beendet werden soll. 20 Millionen € 
muss die Stadt Gelsenkirchen für die Altlasten 
von Oliver Wittke aufbringen. Damit stellt sich 
heute die Frage, was das Land zukünftig für die 

vom Abbruchminister produzierten Altlasten auf-
bringen muss.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Dieser Haushalt ist für den Bereich „Städtebau 
und Wohnen“ kein Haushalt für die Zukunft, son-
dern es ist ein Haushalt des Abbruchs. Es ist ein 
Haushalt mit gekürzten Investitionen. Es ist ein 
Haushalt, mit dem zulasten künftiger Generatio-
nen verzehrt wird. Es ist ein Haushalt des Still-
stands in der Stadtentwicklung. Es ist ein Haus-
halt mit mehr Flächenverbrauch. Es ist ein Haus-
halt mit Zersiedlung und Umweltzerstörung, und 
vor allem ist es ein Haushalt gegen die Mieterin-
nen und Mieter. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Die Abschaffung der Fehlbelegungsabgabe be-
deutet Sozialwohnungen für Reiche. Subventi-
onsvorteile werden in diesem Land – in diesem 
Fall allerdings mit tatkräftiger Unterstützung der 
SPD-Landtagsfraktion – nicht mehr abgeschöpft. 
Im Ergebnis fehlen der Wfa und dem Wohnungs-
bauvermögen des Landes insgesamt 34 Millio-
nen € jährlich an Einnahmen. Es passt ins Bild, 
dass der Investitionsrahmen für die Modernisie-
rung und den Neubau von Wohnungen um 
40 Millionen € zurückgefahren wird. Die Woh-
nungswirtschaft braucht allerdings diese Investiti-
onen für die Erneuerung der Wohnungsbestände, 
und die mittelständischen Unternehmen brauchen 
diese Investitionen in besonderem Maße.  

Auch für die Stadtentwicklung und Stadterneue-
rung sind die Landesmittel in den Städten und 
Gemeinden in dieser Zeit zur Spardose gewor-
den. Bereits bei der Übertragung der Städtebau-
förderungsmittel aus dem kommunalen Steuer-
verbund für den Haushalt 2006 hat es die Bera-
tung nicht überdauert, dass die ursprüngliche 
Summe der Zweckzuweisungen bereits um 
15 Millionen € gekürzt worden ist. Für das Jahr 
2007 haben Sie mit weiteren 5 Millionen € zuge-
schlagen. Sie haben sich also um insgesamt 20 
Millionen € von den ursprünglichen 121 Millio-
nen € entfernt. Die Städtebauförderungsmittel als 
zentrale Investitionsförderungsprogramme in die-
sem Land sind eigentlich für diese Kürzung zu 
schade gewesen. Diese Mittel sind bereits allein 
aus den Verpflichtungen der Vorjahre verplant. 
Sie haben wenig Geld für neue Maßnahmen – 
und das vor dem Hintergrund, dass jeder einge-
setzte Euro 8 € Nachfolgeinvestitionen nach sich 
zieht.  

In diesem Zusammenhang will ich auf ein weite-
res Ärgernis hinweisen. Wer die zeitlichen Abläufe 
in diesem Jahr gesehen hat, musste zur Kenntnis 
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nehmen, dass die entsprechenden Erlasse für die 
Städtebauförderung erst im Oktober die Bezirks-
regierungen erreicht haben und damit alle fünf 
Regionalräte ausgehebelt worden sind, ihr gesetz-
lich verbrieftes Recht wahrzunehmen, über diese 
Mittel zu beraten und eine Priorisierung vorzu-
nehmen. Das ist besonders kritikwürdig,  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

weil man weiß, dass das für das Jahr 2007 wieder 
genauso angelegt ist. Die Bezirksregierungen soll-
ten die Mittel bereits bis zum 15. Dezember an-
melden, ohne dass die Regionalräte – alle fünf! – 
darüber beraten konnten.  

Das und die Anwendung im nächsten Jahr – sie 
wird nämlich zwingend sein durch die Zuweisung 
des Jährlichkeitsprinzips in die Fachetats – wird 
zu enormen Schwierigkeiten beim Abfluss der 
Städtebauförderungsmittel führen. Um es ganz 
deutlich zu sagen, Herr Minister Wittke: Entgegen 
Ihren lauten Ankündigungen, mit denen Sie den 
Eindruck zu erwecken versuchen, in diesem Ka-
binett ein Schwergewicht zu sein, glaube ich, dass 
Sie in Wahrheit eine der Spardosen von Herrn 
Linssen darstellen. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD)  

Unter dieser Landesregierung sind in den Städten 
und Gemeinden dieses Landes in diesem Bereich 
Investitionsausfälle in Höhe von 160 Millionen € 
zu verzeichnen.  

In diesem Land soll neuerdings Vermögen ver-
zehrt werden. Diesem Parlament liegt zurzeit der 
Entwurf zur vierten Änderung des Wohnungsbau-
förderungsgesetzes vor. Der Hintergrund ist, dass 
aus dem Wohnungsbauvermögen des Landes – 
das wurde hier eben erwähnt – die Finanzierung 
für die Aufgaben der Projekte des Grundstücks-
fonds erfolgen soll.  

Wer sich ein wenig damit beschäftigt hat, heraus-
zufinden, was der wahre Hintergrund ist, weiß: 
Dass Sie diese Operation vornehmen müssen, ist 
letztlich der Tatsache geschuldet, dass Sie die 
LEG privatisieren wollen. Das heißt, Sie haben 
hier eine weitere Folgewirkung Ihrer „Privat vor 
Staat“-Ideologie zu verzeichnen. Sie ziehen näm-
lich aus dem Wohnungsbauvermögen erneut zig 
Millionen € heraus, weil Sie in diesem Land im 
nächsten Jahr die LEG privatisieren wollen.  

Sie wissen, dass Sie an dieser Stelle eigentlich 
ein rechtliches Problem vor sich haben. Ich bin 
sehr gespannt, wie Sie das in den nächsten Mo-
naten umschiffen wollen. Das werden Sie nicht 
durch eine einfache Gesetzesänderung hinbe-
kommen. Ich bin mir sehr sicher, dass es noch 

rechtliche Überprüfungen geben wird, und ich bin 
gespannt, ob Sie alle Klippen umschiffen können.  

Fest steht auf jeden Fall, dass unter der Vorgän-
gerlandesregierung ein solches Verhalten, näm-
lich ein solcher Verzehr des Wohnungsbauver-
mögens, ein Tabu war. Sie brechen dieses Tabu, 
obwohl die Rahmenbedingungen in diesem Land 
eigentlich eine aktive Wohnungsmarktpolitik des 
Landes und der öffentlichen Hand notwendig ma-
chen.  

Meine Damen und Herren, in der Wohnungspolitik 
folgt diese Landesregierung – dieser Minister – 
nur einem Ziel: Aus ideologischen Motiven wer-
den den Kommunen sämtliche Instrumente einer 
aktiven Wohnungsmarktpolitik aus der Hand ge-
schlagen. In wenigen Tagen, zum Jahreswechsel, 
wird die Kündigungssperrfristverordnung abge-
schafft und die Verordnung über das Verbot der 
Zweckentfremdung von Wohnraum wird auslau-
fen.  

Der Abbau des Schutzes der Mieterinnen und 
Mieter vor dem Kündigen der Wohnung dient aber 
einzig und allein dem Zweck, den Verkaufspreis 
für die LEG-Wohnungen nach oben zu treiben. 
Zum Zweck der Haushaltssanierung wird mehr als 
300.000 Menschen in den LEG-Wohnungen eine 
sichere Zukunft genommen. In diesem Sinne wer-
den mehr als 300.000 Menschen in den LEG-
Wohnungen den Heuschrecken zum Fraß vorge-
worfen.  

(Zuruf von der SPD: Unglaublich!) 

Die „Heuschrecken-Liberalen“ sorgen für eine hö-
here Marge in der Immobilienwirtschaft. – Aber 
dass die CDU-Fraktion, die sich früher als Opposi-
tionsfraktion für die Kommunalisierung der Zweck-
entfremdungsverordnung eingesetzt hat, jetzt da-
von nichts mehr wissen will, sondern bei diesem 
Kurs mitmacht, ist aus meiner Sicht hoch bedau-
erlich.  

Zusammengefasst lässt sich feststellen: Die 
selbst ernannte Partei eines selbst ernannten Ar-
beiterführer, die selbst ernannte Partei der sozia-
len Schutzrechte macht in der Wohnungs- und in 
der Wohnungsmarktpolitik das Gegenteil. Sie zer-
schlagen jeglichen sozialen Ansatz der Woh-
nungspolitik in NRW. Das machen Sie mutwillig. 
Sie wissen, was Sie tun, und Sie setzen das alles 
auf den Altar der FDP. – Schönen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Becker. – Für die FDP-Fraktion hat jetzt 
Herr Kollege Rasche das Wort.  
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Christof Rasche*) (FDP): Herr Präsident! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Lieber Herr Becker, 
der Staatssekretär Karl-Peter Brendel hat heute 
um 15 Uhr zum Schlehenpunsch eingeladen. Es 
waren eine Menge Kollegen, auch von den Grü-
nen, anwesend. Vielleicht hätten auch Sie hinge-
hen sollen. Dann wären Sie ein bisschen sachli-
cher und weniger angriffslustig gewesen.  

(Beifall von der FDP – Zuruf von Johannes 
Remmel [GRÜNE]) 

– So gut kenne ich ihn nicht, Herr Remmel. Viel-
leicht kennen Sie ihn besser. – Herr Becker, vor 
dem Hintergrund Ihrer Schuldenpolitik in den ver-
gangenen zehn Jahren hat es mich gewundert, 
dass Sie den Begriff „Spardose“ überhaupt ken-
nen. Zehn Jahre lang kannten die Grünen und die 
SPD den Begriff „Spardose“ in keiner Weise. Ich 
glaube, für jeden Minister in diesem Kabinett ist 
es ein Lob, wenn er den Begriff „Spardose“ kennt.  

Kommen wir zum eigentlichen Thema! Die Grund-
lagen für die Städtebau- und Wohnungspolitik ha-
ben sich in Nordrhein-Westfalen in den vergange-
nen Jahren verändert. Der Wohnungsmarkt ist in 
weiten Teilen entspannt. In vielen Bereichen gibt 
es eine Überregulierung, und in Altbeständen gibt 
es zunehmend Leerstände.  

Die neue Koalition von FDP und CDU hat sich 
deshalb auf einen Neuanfang in der Städtebau- 
und Wohnungspolitik für lebenswerte Städte und 
Gemeinden in Nordrhein-Westfalen verständigt. 

(Horst Becker [GRÜNE]: Lebensmüde!) 

– Herr Becker, vielleicht trinken wir nachher einen 
Schlehenpunsch zusammen.  

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Seit der Landtagswahl sind bereits einige Schritte 
erfolgt. Die Beschränkung der Eigentumsförde-
rung auf Grundstücke unter 400 m2 wurde abge-
schafft. Die Siebenjahresfrist wurde verlängert. 
Aufgrund des Vorschlags der Enquetekommission 
„Zukunft der Städte“ wurde die Fehlbelegungsab-
gabe überprüft und anschließend abgeschafft. Die 
Wohnraumförderbestimmungen werden durch die 
Abschaffung der Kündigungssperrfristverordnung 
und das Auslaufen der Zweckentfremdungsver-
ordnung von bürokratischen Hemmnissen eindeu-
tig befreit. Die Regelung für Gebäudeabstandsflä-
chen haben wir in diesem Jahr per Gesetz we-
sentlich vereinfacht.  

Im Bereich der Förderung des sozialen Wohn-
raums wurde die Zahl der Beratungs- und Bewilli-
gungsstellen von 88 auf 54 reduziert. Dadurch 
bleiben die hohe Qualität und die Bürgernähe be-

stehen. Die Wohnungsbauförderung bleibt wie im 
vergangenen Jahr – und im Vergleich zu den an-
deren Bundesländern – auf einem äußerst hohen 
Niveau. Dank der Ergebnisse der Föderalismusre-
form konnte das Volumen sogar von 890 Millio-
nen € auf 900 Millionen € angehoben werden.  

Der Grundstücksfonds ist aus den Jahresüber-
schüssen der Wfa gesichert. Für die Stadterneue-
rung werden wir im kommenden Jahr insgesamt 
114 Millionen € bereitstellen, 10 Millionen € mehr 
als im Jahr 2006. Die Pläne zur Veräußerung der 
LEG haben sich im Laufe des Jahres konkreti-
siert. Das ist gut für die hochverschuldete LEG 
und auch – aufgrund der hohen sozialen Stan-
dards – für die Mieterinnen und Mieter.  

Im Gegensatz zu Rot-Grün haben wir im Haushalt 
keine Erlöse etatisiert. Das hat nämlich Rot-Grün 
im Doppelhaushalt 2004/2005 in einer Größen-
ordnung von 108 Millionen € sehr wohl getan. 
Obwohl die Opposition sogar die Verkaufserlöse 
veranschlagt hat, versucht sie, ein Horrorszenario 
aufzubauen – Herr Becker hat es heute wieder 
versucht –, das es gar nicht gibt.  

(Zuruf von Horst Becker [GRÜNE]) 

Ihr Vorgehen war und ist ausschließlich politisch 
motiviert. Die Verunsicherung der Mieter selbst zu 
Weihnachten war für Sie absolut nachrangig. 
Meine Damen und Herren, Sie erkennen es doch: 
Die Bürgerinnen und Bürger in Nordrhein-West-
falen folgen Ihnen nicht.  

Im nächsten Jahr liegen weitere Aufgaben vor 
uns: Baugesetzbuch, Rauchwarnmelder und Bits 
sind einige Beispiele. Und natürlich – das möchte 
ich hiermit mit einem Satz erwähnen – sind Bits 
eine Möglichkeit, um innerstädtische Zentren zu 
stärken. 

Meine Damen und Herren, bei CDU und FDP ist 
die Städtebau- und Wohnungsbaupolitik in Nord-
rhein-Westfalen gut aufgehoben. Die Bürgerinnen 
und Bürger können sich auf diese Koalition in 
Nordrhein-Westfalen verlassen. – Herzlichen 
Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Rasche. – Für die Landesregierung hat 
jetzt Minister Wittke das Wort. 

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Ja, es 
ist wahr, auch der Bau- und Verkehrshaushalt 
trägt zur Haushaltskonsolidierung in Nordrhein-
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Westfalen bei. Ich sage ganz deutlich: Ich bedau-
ere das nicht, denn ich glaube, dass die Konsoli-
dierung und das In-Ordnung-Bringen der Finan-
zen in Nordrhein-Westfalen nicht nur eine Aufga-
be des Finanzminister ist, sondern dass jeder 
Fachbereich seinen Beitrag dazu leisten muss. 

(Beifall von Ralf Witzel [FDP]) 

Darum nutzen wir auch bei den Erträgen des 
Landeswohnungsbauvermögens Spielräume, die 
in der Vergangenheit anders genutzt worden sind. 
Ja, da setzen wir andere Prioritäten. Das ist wich-
tig. Aber vor dem Hintergrund eines Fördervolu-
mens auch im nächsten Jahr von über 
900 Millionen € hier so zu tun, als wäre der Unter-
gang des Abendlandes nahe, als würde soziale 
Wohnraumförderung in Nordrhein-Westfalen nicht 
mehr stattfinden, das ist schon eine Unver-
schämtheit, die ihresgleichen sucht. 

(Zuruf von Dieter Hilser [SPD]) 

Frau Ruff-Händelkes, nehmen Sie zur Kenntnis: 
Wir in Nordrhein-Westfalen geben im nächsten 
Jahr mehr für die Wohnraumförderung aus als alle 
anderen Bundesländer in Deutschland zusam-
men, als Niedersachsen, Bayern, Schleswig-
Holstein, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, 
Berlin und Hamburg, wen Sie auch immer neh-
men wollen! Wir in Nordrhein-Westfalen geben 
mehr für Wohnungsbauförderung aus. Ich finde, 
da ist es schon eine Frechheit, hier so zu tun, als 
würde da ein ganzes System zusammenbrechen. 

(Beifall von der CDU) 

Wahr ist aber auch: Wir gehen nicht mehr mit der 
Gießkanne durchs Land. Wir pfeffern das Geld 
nicht einfach heraus, sondern setzen Schwer-
punkte, und zwar ganz bewusst, vor allem im 
Landeswohnungsbauvermögen. Wir nutzen es 
nämlich ausschließlich dafür, den demografischen 
Wandel in unserem Land Nordrhein-Westfalen zu 
begleiten, indem wir Schwerpunkte beispielsweise 
gegen die Stadtflucht und gegen die Zersiedlung 
der offenen Landschaften und des ländlichen 
Raumes setzen.  

Wir setzen einen besonderen Schwerpunkt bei 
der Barrierefreiheit, weil die Gesellschaft immer 
älter wird. Wir setzen die Schwerpunkte auch da-
durch, dass wir versuchen, insbesondere Woh-
nungsbaubestände aus der Nachkriegszeit und 
die großen Bausünden der 70er-Jahre öffentlich 
flankiert zu beseitigen. 

Meine Damen und Herren, noch eine Bemerkung 
zur Fehlbelegungsabgabe. Also, Herr Becker, 
dass das jetzt Sozialwohnungen für Reiche sein 
sollen: Herr Becker, ich möchte Sie einladen, 

meine Heimatstadt Gelsenkirchen zu besuchen. 
Dann würde ich Ihnen gerne die 7.000 öffentlich 
geförderten Wohnungen zeigen, die dort frei ste-
hen. Dann möchte ich gemeinsam mit Ihnen auf 
die Suche gehen, um die Reichen zu finden, die in 
diese Sozialwohnungen einziehen.  

Wissen Sie, was Sie in der Vergangenheit ge-
macht haben? Diejenigen, die es zu einem klei-
nen bescheidenen Wohlstand gebracht haben, 
diejenigen, die wichtig sind, um eine bunte soziale 
Mischung in schwierigen Stadtquartieren zu erhal-
ten, haben Sie mit der Strafsteuer Fehlbele-
gungsabgabe genau aus diesen Wohnquartieren 
herausgetrieben! 

(Beifall von der CDU – Frank Sichau [SPD]: 
Das stimmt nicht, das wissen Sie doch!) 

Darum sage ich: Es war nicht die Abschaffung ir-
gendeiner Abgabe, sondern es war praktizierte 
Sozialpolitik, was wir mit der Abschaffung der 
Fehlbelegungsabgabe getan haben.  

Noch eine Bemerkung zum Einwand von Herrn 
Becker, dass die Städtebauförderung erst so spät 
im Jahr verteilt würde! Ja, es ist wahr. Das lag 
daran, dass die Bundesmittel erst so spät kamen, 
weil der Bundeshaushalt erst im Juni verabschie-
det wurde und deshalb die Mittel noch nicht ein-
geplant werden konnten. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich bin 
froh, dass wir nach wie vor 900 Millionen € für die 
Wohnraumförderung in Nordrhein-Westfalen zur 
Verfügung stellen. Genauso froh bin ich darüber, 
dass insgesamt 114,2 Millionen € für die Städte-
bauförderung im kommenden Jahr zur Verfügung 
stehen. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Minister, er-
lauben Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Becker? 

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: 
Ja, gerne. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Prima. Herr Be-
cker, bitte. 

Horst Becker*) (GRÜNE): Herr Minister, ich 
möchte Sie fragen: Ist es richtig, dass die Bun-
desmittel bereits im August den Ländern zuge-
wiesen wurden und dass die Bezirksregierungen 
Ihren Erlass erst im Oktober bekommen haben 
mit der Folge, die ich eben beschrieben habe, 
dass nämlich die Regionalräte das ihnen gesetzli-
che zugeschriebene Recht nicht wahrnehmen 
konnten? 
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Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: 
Herr Becker, ich kann Ihnen bestätigen, dass wir 
Anfang kommenden Jahres, weil sowohl der Bund 
als auch das Land Nordrhein-Westfalen rechtzei-
tig ihren Haushalsplan verabschieden, die Be-
zirksregierungen in die Lage versetzen werden, 
Bewilligungsbescheide zu erlassen.  

Ich sage Ihnen auch, dass kein einziger Euro aus 
Städtebauförderungsmittel im laufenden Jahr ver-
loren gegangen ist, weil die Finanzeinplanung es 
in umfangreichem Maße ermöglicht hat, dass die-
se Mittel noch angewandt werden konnten. Sie 
wissen, dass es vorher Abschläge gab. Sie wis-
sen auch, dass die Mittel von diesem Jahr in das 
nächste Jahr übertragbar waren, sodass jeder 
einzelne Euro auch tatsächlich da ankommt, wo 
er hingehört, nämlich bei den Kommunen. Von 
daher verstehe ich in der Tat die Aufregung nicht. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Minister, er-
lauben Sie eine zweite Zwischenfrage des Abge-
ordneten Becker? 

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: 
Gerne auch noch eine dritte, wenn Sie die Zeit 
nicht anrechnen. Ich muss gleich allerdings zu ei-
ner Diskussion über den Flughafen nach Ratin-
gen. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Minister, Sie 
können ganz beruhigt sein. Wir stoppen die Zeit 
jedes Mal, sodass Sie Ihre Redezeit behalten, 
auch wenn Sie die Frage ausführlich beantworten. 

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: 
Herr Präsident, mit Verlaub möchte ich Sie immer 
wieder daran erinnern, weil Sie die Uhr gerade 
nicht sofort angehalten haben. Aber das spielt 
sich sicher ein.  

Vizepräsident Oliver Keymis: Das haben wir 
bemerkt. Wir beachten alles, Herr Minister; von 
hier oben haben wir volle Kontrolle. – Herr Kollege 
Becker, Ihre Frage bitte. 

Horst Becker*) (GRÜNE): Herr Minister, in Anbet-
racht Ihrer Antwort, die für sich sprach, möchte ich 
Ihnen gerne eine weitere Frage stellen. Ist es rich-
tig, dass es möglich gewesen wäre, in der Zeit 
zwischen März und Mai diesen Jahres eine vor-
läufige Liste in den jeweiligen Regierungsbezirken 
mit den dortigen Regionalräten zu beraten, dass 
aber Ihr Haus den Bezirksregierungen signalisiert 
hat, dass das nicht gewünscht ist, damit die Regi-
onalräte nicht zu früh beraten können? 

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: 
Nein, ich kann nicht bestätigen, dass die Regio-
nalräte nicht zu früh beraten sollten. Ich kann Ih-
nen aber sagen, dass es im Interesse der Regio-
nalräte liegt, zuerst zu wissen, wie viel Geld über-
haupt zur Verfügung steht, weil davon auch ab-
hängt, welche Entscheidungen für Förderprojekte 
tatsächlich getroffen werden. Daher ist es sinnvoll, 
abzuwarten, bis auch der Bundeshaushalt verab-
schiedet ist, damit klar ist, welche Bundesmittel 
zur Verfügung stehen.  

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, noch einmal 
zum Thema Städtebauförderung! 114,2 Millio-
nen € stehen im nächsten Jahr zur Verfügung. 
Auch da gilt: nicht Gießkanne, sondern Wasser-
schlauch. 

Wir wollen insbesondere Schwerpunkte beim 
Stadtumbau West setzen. Denn es wäre komisch 
und wahrscheinlich ein Bruch in meiner eigenen 
Biografie, wenn ich das, was ich als Oberbürger-
meister von Gelsenkirchen gefordert hätte, jetzt 
nicht auch als Städtebauminister in die Tat um-
setzen würde. Ja, es ist wahr, es gibt auch Stadt-
umbaubedürfnisse in den Städten Nordrhein-
Westfalens. 

Gott sei Dank hat mittlerweile auch der Bund ein-
gesehen, dass es Stadtumbaunotwendigkeiten 
nicht nur in den neuen Bundesländern gibt, son-
dern auch im bergischen Städtedreieck, im Sie-
gerland oder im Ruhrgebiet. Darum ist es gut, 
dass der Bund in diesem Jahr mehr Mittel zur Ver-
fügung stellen wird, als die 33 Millionen €, die im 
letzten Jahr zur Verfügung gestellt wurden. Wir 
werden dafür sorgen, dass auch ausreichend Mit-
tel aus Nordrhein-Westfalen zur Verfügung ste-
hen, um diese Mittel kozufinanzieren. Denn es ist 
wahr, die Stadtflucht hält in vielen Bereichen an, 
die Bevölkerung nimmt ab. Auch das ist eine Fol-
ge des demografischen Wandels. Darum muss im 
Bereich des Stadtumbaus West mehr getan wer-
den. 

Das Gleiche gilt für das Thema „Soziale Stadt“. 
Ich bin dankbar dafür, dass der Bund der Verlaut-
barung nach mehr Mittel im kommenden Jahr zur 
Verfügung stellen wird, und auch da werden wir 
dafür sorgen, dass jeder Euro, der aus dem Bund 
tatsächlich angekündigt wird, hier in Nordrhein-
Westfalen verbaut wird, hier in Nordrhein-
Westfalen zum Einsatz kommt. Wir werden unse-
re eigenen Mittel aus Nordrhein-Westfalen dazu 
verwenden, diese Bundesmittel kozufinanzieren. 

Ich will auf ein Projekt ganz besonders hinweisen, 
weil wir dieses Instrument weiter ausbauen wollen 
und weil es mir ganz besonders gut gefällt. Denn 
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es enthält ein Element, das unsere Politik in Nord-
rhein-Westfalen widerspiegelt. Das ist das Pro-
gramm „Initiative ergreifen“. 

Ich glaube, wenn wir allein mit öffentlichen Mitteln 
versuchen, Stadtumbau oder „Soziale Stadt“ zu 
verwirklichen, wenn wir allein versuchen, mit 
kommunalen, mit Landes- und Bundesmitteln 
Städtebauförderung zu betreiben, dann ist das zu 
kurz gesprungen. Ich glaube, dass wir viel mehr 
Private – mit Privaten meine ich jetzt nicht nur Un-
ternehmen, nicht nur Immobilienbesitzer oder Ein-
zelhändler oder andere wirtschaftliche Tätige, 
sondern damit meine ich auch die Bürgerinnen 
und Bürger – an solchen Programmen beteiligen 
müssen. 

Wir müssen sie beteiligen an der Erstellung von 
Konzepten – das ist das eine –, wir müssen sie 
aber auch beteiligen an den Aufwendungen, die 
für solche Programme betrieben werden müssen. 
Das muss nicht immer in Euro und Cent gesche-
hen, sondern das kann wie beispielsweise beim 
Programm „Initiative ergreifen“ auch durch Mus-
kelhypothek geschehen. 

Ich freue mich darüber, dass das Programm „Initi-
ative ergreifen“ großen Zuspruch im Land gefun-
den hat und dass viele Bürgerinitiativen, viele un-
terschiedliche Institutionen die Möglichkeit ergrif-
fen haben, nicht nur mit öffentlichem Geld, son-
dern auch mit eigener Anstrengung einen Beitrag 
zum Städtebau und zum Wandel in unseren Städ-
ten zu betreiben. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, zum 
Schluss noch eine Bemerkung zum Grundstücks-
fonds. Jawohl, der Grundstücksfonds ist wichtig, 
und er wird auch künftig Aufgaben haben. Das ist 
auch der Grund, warum bei der Veräußerungsab-
sicht der Landesentwicklungsgesellschaft der 
Grundstücksfonds vorher abgetrennt worden ist. 
Dann ist es auch notwendig und richtig, dass man 
sagt, wie man die Kofinanzierung der europäi-
schen Mittel sicherstellen will und wie ein Grund-
stücksfonds ausfinanziert werden soll. Wenn dann 
beispielsweise Überschüsse aus dem Landes-
wohnungsbauvermögen dazu genutzt werden, ist 
das eine vernünftige Verwendung von Woh-
nungsbauförderungsmitteln, nämlich aus dem 
Überschuss des Landeswohnungsbauvermögens, 
weil es ganz entscheidend auf das Wohnumfeld 
ankommt und weil eine Aufwertungsmaßnahme 
einer alten Brache natürlich ein Beitrag dazu ist, 
Wohnqualität in einer Stadt zu verbessern. Darum 
sehe ich da einen sachlichen Zusammenhang, 
und darum ist es vernünftig, die Überschüsse da-
für zu verwenden. 

Noch einmal zu Protokoll gegeben: Tatsächlich 
wird damit das Landeswohnungsbauvermögen 
nicht angerührt. Es ist noch nicht einmal von einer 
solchen Vorgehensweise berührt, sondern der Er-
trag des Landeswohnungsbauvermögens wird le-
diglich anders verwandt, als Sie es in der Vergan-
genheit gemacht haben. – Herzlichen Dank für 
Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister Wittke. – Es liegen zum Teilbereich 
„Städtebau und Wohnen“ des Einzelplans 14 kei-
ne weiteren Wortmeldungen mehr vor.  

Deshalb komme ich jetzt zum Teilbereich „Ver-
kehr“.  

Hierzu hat als Erster der Kollege Jung von der 
Fraktion der SPD das Wort. 

Reinhard Jung*) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Kolleginnen und Kollegen! Zu dieser fortgeschrit-
tenen vorweihnachtlichen Stunde sollte eigentlich 
schon der Weihnachtsfrieden wirken. Das wäre 
wünschenswert. 

Leider steht gerade jetzt der Verkehrsetat 2007 
zur Debatte. Die einzige vorweihnachtliche Asso-
ziation zu diesem Verkehrsetat der Landesregie-
rung ist die Vorstellung eines Wunschzettels, Herr 
Minister Wittke.  

Meine Damen und Herren, leider spiegeln sich in 
diesem Haushaltsentwurf nicht die Mobilitätsbe-
dürfnisse der Bürgerinnen und Bürger sowie der 
Wirtschaft in unserem Lande wider, sondern viel-
mehr die Einsparwünsche des Finanzministers. 
Der Verkehrsbereich hat im Rahmen der Arbeit 
der Landesregierung erheblich an Bedeutung ver-
loren. 

(Beifall von der SPD) 

Wie in einem Steinbruch werden im Verkehrsetat 
Finanzmittel herausgebrochen, und dem immer 
Weniger an Finanzmitteln steht ein immer Mehr 
an Ankündigungen des Ministers gegenüber. 
Auch hier kann man in trefflicher Weise feststel-
len: eine Regierung der Täuschung und Enttäu-
schung. 

(Beifall von der SPD) 

Dafür folgende Beispiele: 

Erstens. Die von der CDU/SPD-Regierung im 
Bund vereinbarten Kürzungen der Regionalisie-
rungsmittel werden nicht wie in anderen auch in 
CDU-geführten Ländern durch eigene Landesmit-
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tel kompensiert – dafür hätte man zum Beispiel 
die erheblichen Steuermehreinnahmen verwen-
den können –, sondern gnadenlos an die Ver-
kehrsunternehmen und die Verkehrsverbünde 
weitergegeben. Gleichzeitig wurde vor der Som-
merpause 2006 ein intelligentes Sparen durch ei-
ne fundamentale Struktur- und Finanzreform des 
öffentlichen Personennahverkehrs angekündigt. 
Selbst sieben Monate später liegt außer diesen 
Ankündigungen dem Parlament nichts vor. 

Zweitens. Die Mittel für Sicherheit und Service im 
öffentlichen Personennahverkehr werden im Ver-
kehrsetat halbiert, also genau in einem Bereich, 
der mehr anstatt weniger Aufmerksamkeit benö-
tigt.  

Zwei Bombenattentatversuchen im nordrhein-
westfälischen ÖPNV, Pendlerprotesten und chro-
nischen Verspätungen auf der Schiene begegnet 
diese Landesregierung mit massiven Mittelkür-
zungen.  

Drittens. Das in der Vergangenheit erfolgreiche 
Vorgehen, mehr Güter weg von der Straße auf die 
Schiene zu bringen, wird durch radikale Mittelkür-
zungen bei den NE-Bahnen und Gleisanschluss-
programmen beendet. Dabei ist es doch gerade 
die FDP, Herr Rasche, die auf der Schiene stets 
mehr Wettbewerb angekündigt hat. 

Viertens. In dem von Ministerpräsident Rüttgers 
angekündigten Jahr des Kindes werden die Schü-
lerbeförderungskosten um über 49 Millionen € ge-
kürzt. Gleichzeitig wird ein Schulgesetz verab-
schiedet, welches durch die Aufhebung von 
Schulamtsbezirken mehr anstatt weniger Mobilität 
von Schülerinnen und Schülern erfordert. 

(Beifall von der SPD) 

Dieser Einschnitt in die Schülerbeförderungskos-
ten betrifft originär eigene Landesmittel, die vor 
allem im ländlichen Bereich die Grundvorausset-
zung für ein öffentliches Verkehrsangebot sind. 
Bei dem Fingerzeig von Verkehrsminister Wittke 
auf den Bund im Rahmen der von ihm gern be-
suchten Protestveranstaltung in der ersten Jah-
reshälfte zeigen, Herr Minister, immer noch drei 
eingeknickte Finger auf Sie selbst zurück. Diese 
drei Finger meinen vor allem die Schüler und das 
öffentliche Verkehrsangebot, insbesondere im 
ländlichen Raum, sowie die Verkehrsunterneh-
men. Alle werden unter diesem Sparvorschlag er-
heblich zu leiden haben. 

Fünftens. Im Landesstraßenbau geht es drunter 
und drüber. Im CDU-Wahlprogramm – heute noch 
nachlesbar – wird ein Sonderprogramm Verkehrs-
infrastruktur 2010 angekündigt. Die FDP-Fraktion 

hat zu ihren Oppositionszeiten für die Jahre 2004 
und 2005 Ansatzerhöhungen um über 167 Millio-
nen € für den Landesstraßenbau beantragt. Da-
von will keine der Koalitionsfraktionen und erst 
recht nicht diese Landesregierung heute noch ir-
gendetwas wissen.  

Vielmehr ist man stolz, den damaligen rot-grünen 
Straßenbauansatz beibehalten zu können. Und 
selbst das ist nicht ehrlich. Zum einen werden 
pressewirksame Sonderprogramme, wie das zur 
Behebung von Winterschäden im Frühjahr, in die-
sem Jahr nicht mit neuen Mitteln versehen, son-
dern aus ein und demselben Topf gefüttert, und 
zum anderen wird mit der Verkehrsplanung und 
hier insbesondere mit den Bedarfplänen den 
Menschen im Land Sand in die Augen gestreut. 
Immer mehr Maßnahmen finden durch die Fort-
schreibung der Bedarfspläne dort Berücksichti-
gung, ohne dass deren Finanzierung auch nur 
ansatzweise entsprechend fortgeschrieben würde. 

Die integrierte Gesamtverkehrsplanung für Nord-
rhein-Westfalen enthält einen ganzen Maßnah-
menkatalog im Bereich Unterhaltung und Instand-
setzung, deren Finanzierung völlig ungeklärt ist. 
Der mit dem vorliegenden Verkehrsetat zu verab-
schiedende Entwurf des Landesstraßenbaupro-
gramms 2007 enthält 56 Maßnahmen, von denen 
neun Maßnahmen für das kommende Jahr einen 
Nullansatz haben, für die also im Jahr 2007 gar 
keine Mittel vorgesehen sind, und sage und 
schreibe 29 Maßnahmen einen Mittelansatz von 
oftmals weit unter 1 Million €. Das heißt, bei über 
der Hälfte der Maßnahmen im Landesstraßen-
bauprogramm 2007 wird im Jahr 2007 nichts pas-
sieren. Die Aufnahme von Maßnahmen in dieses 
Bauprogramm ist somit rein symbolischer Natur. 

Sechstens. Die Kürzungen im Bereich der Ver-
kehrssicherheit im Haushaltsjahr 2006 werden 
glücklicherweise im vorliegenden Haushaltsent-
wurf 2007 wieder rückgängig gemacht, sodass 
dem SPD-Änderungsantrag vom März diesen 
Jahres nunmehr in vollem Umfang entsprochen 
wird, obwohl er damals von den Regierungsfrakti-
onen abgelehnt worden ist. 

Meine Damen und Herren, zusammenfassend 
lässt sich sagen: Im Verkehrsbereich gibt es auch 
2007 nichts Neues, außer vielen Versprechungen. 
Dort, wo sich im Straßenbau in NRW tatsächlich 
etwas bewegt – und dies gilt auch für die Bonus-
zahlungen bei schneller Auftragserledigung im 
Rahmen des Baustellenmanagements –, handelt 
es sich um Bundesmittel, die sich seit der SPD-
Regierungsverantwortung im Bund für NRW Jahr 
um Jahr erhöht haben. 
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Meine Kolleginnen und Kollegen, die SPD-
Fraktion lehnt daher den Verkehrsetat mit folgen-
dem Kommentar ab: Wohl dem, der an den Weih-
nachtsmann glaubt, aber auch er wird an seinen 
Taten gemessen. – Ich bedanke mich für Ihre 
Aufmerksamkeit und wünsche Ihnen ein frohes 
Weihnachtsfest und einen guten Rutsch ins neue 
Jahr. – Danke schön. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Jung. – Für die CDU-Fraktion hat der Kol-
lege Schulte das Wort. 

Bernd Schulte (CDU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich habe den Eindruck, der 
Kollege Jung hat sich in der Wiedervorlage ver-
tan. Das war nicht das Jahr 2006. Es war das 
Jahr 2003, als Sie Forderungen im Rahmen der 
Verhandlungen des „Düsseldorfer Signals“ gegen 
Ihren damaligen Koalitionspartner vorgebracht 
haben. Sie sind damals genauso gescheitert, wie 
Sie heute mit Ihren Argumenten scheitern werden.  

(Beifall von der CDU) 

Meine Damen und Herren, die Koalition der Er-
neuerung hat seit ihrem Amtsantritt im Jahre 2005 
nicht nur für eine Weichenstellung hinsichtlich des 
grundlegenden Wandels in der Verkehrspolitik 
gesorgt, sondern sie hat auch den ideologisch 
begründeten Vorrang einzelner Verkehrsträger 
abgebaut. Sie hat es außerdem geschafft, dass 
insbesondere Planungsrecht für wichtige Ver-
kehrsinfrastrukturmaßnahmen geschaffen wurde.  

Im letzten Jahr Ihrer rot-grünen Regierungsver-
antwortung 2004 haben Sie es sage und schreibe 
geschafft – ich betone – einen ganzen Planfest-
stellungsbeschluss auf den Weg zu bringen. 
2005, als wir die Verantwortung schon für ein hal-
bes Jahr übernommen hatten, waren es bereits 
fünf Planfeststellungsbeschlüsse, und im Jahr 
2006 sind es 14. Das bedeutet, dass insbesonde-
re Geld aus dem Bundeshaushalt wieder in Nord-
rhein-Westfalen verbaut werden kann, also nicht 
mehr in andere Bundesländer fließt, und dass 
darüber hinaus sogar Geld aus anderen Bundes-
ländern nach Nordrhein-Westfalen gezogen wer-
den kann.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Das ist die Aufhebung der rot-grünen Blockade in 
der Verkehrspolitik und ein Neubeginn für eine In-
vestitionstätigkeit zur Verbesserung und Erneue-
rung unserer Verkehrsinfrastruktur.  

Meine Damen und Herren, wir haben eine ganze 
Reihe von Vorhaben innerhalb kürzester Zeit auf 
den Weg gebracht. Wir haben die integrierte Ge-
samtverkehrsplanung nach Ihren Vorgaben, nach 
Ihrem Gesetz beschlossen. Und wir haben es – 
nach intensivem Dialog mit den Regionalräten – 
geschafft, die integrierte Gesamtverkehrsplanung 
in einem Gesetzentwurf für ein Landesstraßenbe-
darfsplan umzusetzen, der rechtzeitig vor der 
SUP auf europäischer Ebene in die Diskussion 
eingebracht wurde und der es erreicht, dass es 
erstmals seit 13 Jahren in Nordrhein-Westfalen 
wieder einen Landesstraßenbedarfsplan gibt. Sie 
haben das in 13 Jahren nicht geschafft. Sie wuss-
ten genau: Wenn Sie diesen Versuch unternom-
men hätten, hätte das die rot-grüne Koalition zum 
Platzen und zum Scheitern gebracht, weil Sie die-
sen Kompromiss nicht erreichen konnten.  

(Beifall von CDU und FDP – Johannes 
Remmel [GRÜNE]: Dummes Zeug ist das!) 

Auch vor dem Hintergrund unserer Finanzlage 
bleibt der Landesstraßenbau in 2007 von pau-
schalen Kürzungen ausgeschlossen. Für den 
Neubau und für die Unterhaltung stehen rund 
134 Millionen € zur Verfügung. Neben der Ausfi-
nanzierung bereits begonnener Maßnahmen be-
darf es einer besonderen Strategie für die Finan-
zierung notwendiger Unterhaltungsmaßnahmen. 
Erstmalig werden in 2007 die Unterhaltungsmaß-
nahmen gegenüber den Maßnahmen für Neubau 
und Ergänzung von Landesstraßen das Überge-
wicht haben, weil es darauf ankommen wird, Sub-
stanz zu sichern und zu erhalten.  

Wir haben des Weiteren Eckpunkte für das Gerüst 
der künftigen Struktur und Finanzierung des öf-
fentlichen Nahverkehrs dargestellt. Wir sind der-
zeit im intensiven Gespräch mit den kommunalen 
Aufgabenträgern und werden 2007 so rechtzeitig 
einen Gesetzentwurf in das parlamentarische Ver-
fahren einbringen, dass auch unter Berücksichti-
gung kommunaler Vorarbeiten ein Inkrafttreten 
zum 1. Januar 2008 unproblematisch möglich ist.  

Auf die ÖPNV-Aufgabenträger kommen bis 2010 
keine weiteren Kürzungen der Landesmittel zu. 
Das schafft Planungssicherheit. Aber – und das 
sage ich ganz deutlich – NRW wird keine Haus-
haltsmittel zur Kompensation von Kürzungen der 
Regionalisierungsmittel des Bundes für den SPNV 
aufbringen. Eine solche Kompensation würde 
dem Ziel weiterer Ausschreibungen von Verkehrs-
leistungen widersprechen und ordnungspolitisch 
nicht mit dem grundgesetzlichen Finanzierungs-
system des SPNV vereinbar sein, das 1994 von 
allen Parteien im Deutschen Bundestag einver-
nehmlich im Grundgesetz festgeschrieben wurde.  



Landtag  21.12.2006 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/48 
 

 

 

5502

Der Rhein-Ruhr-Express hat in dieser Woche für 
besondere Akzente gesorgt. Die Vereinbarung 
zwischen Bund, Land und DB konnte unterzeich-
net werden. Damit wurde erreicht, dass schon in 
den nächsten Monaten 20 Millionen € für die Pla-
nung des RRX nach Nordrhein-Westfalen fließen 
werden. Der RRX ist das neue Premiumprodukt 
des Nahverkehrs in NRW. Wir werden dafür Sor-
ge tragen, dass es behutsam in das Netz des öf-
fentlichen Nahverkehrs in Nordrhein-Westfalen 
eingegliedert wird. Ich denke, dass wir demnächst 
im Ausschuss für Bauen und Verkehr die Mög-
lichkeit haben werden, für dieses wichtige Infra-
strukturprojekt ein gemeinsames Vorgehen aller 
Fraktionen in diesem Hause zu finden.  

Wir sind froh darüber, dass es uns gelungen ist, 
die Position NRWs in Berlin für das künftige Kon-
zept der Deutschen Bahn AG durchzusetzen. Die 
Weichen für die Kapitalprivatisierung sind gestellt. 
Des Weiteren berücksichtigt der Haushaltsplan-
entwurf 2007 die Veränderungen des Gemeinde-
verkehrsfinanzierungsgesetzes. Im Rahmen der 
Föderalismusreform erhält Nordrhein-Westfalen 
bis 2013 Kompensationsmittel zur Verbesserung 
der Verkehrsverhältnisse in den Kommunen nach 
dem bisherigen Schlüssel. Bis 2019 werden diese 
Mittel unter Wegfall der Zweckbindung schrittwei-
se reduziert. Den damit verbundenen Herausfor-
derungen werden wir uns zu stellen haben.  

Der Logistikstandort NRW wird nur dann internati-
onal konkurrenz- und wettbewerbsfähig bleiben, 
wenn über die Betuwe-Linie und den Eisernen 
Rhein die Anbindung der großen Häfen in Rotter-
dam und Antwerpen erfolgen wird. Auch im 
nächsten Jahr werden wir erste konkrete Ansätze 
für die Realisierung beider Vorhaben in Angriff 
nehmen können.  

Herr Präsident, meine Damen und Herren, der 
Einzelplan 14 ist eine gelungene Mischung aus 
Konsolidierung und Erschließung und Eröffnung 
neuer Chancen. Wir wissen, dass auch der Ver-
kehrsbereich Beiträge zur Konsolidierung der Fi-
nanzen in diesem Lande erbringen muss. Dafür 
haben Sie in den letzten Jahren diesen Verkehrs-
etat schon sehr stark heruntergefahren. Wir wer-
den alles tun, um ihn auf das notwendige Maß zu-
rückzuführen. Wir werden die neuen Chancen 
nutzen, um mit den Mitteln so intelligent arbeiten 
zu können, dass wir sowohl auf der Straße und in 
der Luft als auch auf den anderen Verkehrsträ-
gern zu neuen Systemen und Herausforderungen 
finden. In diesem Sinne stimmen wir dem Haus-
halt zu und wären froh, wenn Sie auch dabei wä-
ren, diese Chance zu nutzen. – Vielen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Schulte. – Für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen hat jetzt der Kollege Becker 
das Wort.  

Horst Becker*) (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Was macht ein Verkehrsmi-
nister mit kleinen Leistungen, um in die Presse zu 
kommen? Er macht einen schädlichen und über-
flüssigen Modellversuch mit Riesen-Lkws.  

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Pfui!) 

Dieses Vorgehen ist Methode: Ankündigungen 
statt Lösungen, Dauerstau auf den Straßen statt 
intelligente Mobilität für alle! Mit dieser Landesre-
gierung wird das Bahnland Nr. 1 in die verkehrs-
politische Vergangenheit zurückkatapultiert.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Mit dem Modell der Straßenvorrangpolitik kehren 
wir in die Politik der 70er-Jahre zurück. Klimaka-
tastrophe und die Herausforderungen des demo-
grafischen Wandels sind bei diesem Verkehrsmi-
nister offensichtlich noch nicht angekommen.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Das Land Nordrhein-Westfalen gibt die Kürzung 
der Regionalisierungsmittel mit 87,2 Millionen € 
vollständig an die Zweckverbände, die Verkehrs-
unternehmen und die kommunalen Aufgabenträ-
ger weiter. Eine zumindest teilweise Kompensati-
on aus den Straßenbaumitteln oder den Mehrein-
nahmen zum Beispiel der Mehrwertsteuer ist nicht 
vorgesehen.  

Herr Kollege Schulte, die CDU-regierten Länder 
Hessen und Schleswig-Holstein handeln anders. 
Das zeigt: Es wäre gegangen, die Kürzungen der 
Regionalisierungsmittel mit eigenen Landesmit-
teln, insbesondere aus der Erhöhung der Mehr-
wertsteuer, auszugleichen.  

Die grüne Landtagsfraktion hat im Verlauf der 
Haushaltsberatungen beantragt, die Kürzungen 
der Regionalisierungsmittel aus dem Landes-
haushalt auszugleichen. Wir werden das heute 
erneut beantragen. Im Ausschuss hat das neben 
der CDU und der FDP auch die SPD abgelehnt – 
mit, wie ich meine, etwas fragwürdigen Begrün-
dungen, nämlich mit dem Hinweis, die Gegenfi-
nanzierung könne ja eventuell auch aus Einspa-
rungen bei der Steinkohle kommen. Ich bin ge-
spannt. Nach dem, was ich heute gehört habe, 
kritisieren Sie exakt das Gleiche in diesem Be-
reich wie wir. Ich würde mich freuen, wenn sie un-
seren Anträgen zustimmen.  
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Am stärksten betroffen ist die Infrastrukturförde-
rung des öffentlichen Personennahverkehrs. Die 
öffentlichen Verkehrsunternehmen in NRW müs-
sen mit 57,3 Millionen € weniger als geplant aus-
kommen. Das bedeutet eine Kürzung von 
ca. 30 % im Vergleich zu dem ursprünglich vorge-
sehenen Betrag. Es muss daran erinnert werden, 
dass Sie, Herr Minister Wittke, bereits im Juni 
2006 einen landesweiten Planungsstopp für ins-
gesamt 16 Schienenausbauvorhaben erlassen 
haben. Dies bedeutet einen Investitionsstillstand 
für Bahnen und Busse in NRW.  

Der Schienenpersonennahverkehr ist bei den Be-
triebsmitteln von einer Kürzung um 15,8 Millio-
nen € im Jahr 2007 betroffen. Die für den Schie-
nenpersonennahverkehr dann noch verfügbaren 
Mittel in Höhe von 781 Millionen € entsprechen 
dem vom Verkehrausschuss des Landtags bereits 
beschlossenen SPNV-Finanzierungsplan. 

Der Verkehrsverbund Rhein-Ruhr zum Beispiel 
wird im Jahr 2007 1,2 % seiner Leistungen zu-
rückfahren und 519.000 Zugkilometer abbestellen. 
Das bedeutet weniger Mobilität für die Menschen 
in NRW. 

Auch die Fahrzeugförderung nach dem ÖPNV-
Fördergesetz für Busse und Bahnen ist von einer 
Kürzung um 6,4 Millionen € betroffen. Die Aufga-
benträger, die öffentlichen Personennahverkehrs-
unternehmen, erhalten demnach knapp 6 % we-
niger Mittel als ursprünglich vorgesehen. Das be-
deutet schlechte und alte Busse und Bahnen für 
NRW. 

2,6 Millionen € werden bei den Ausgleichszahlun-
gen für die verbilligte Beförderung von Schülern, 
Auszubildenden und Studenten gekürzt. Dabei ist 
übrigens zu berücksichtigen, dass die Landesre-
gierung in NRW schon vorher beschlossen hatte, 
die Berechnungsgrundlage für diese Zahlungen 
so zu ändern, dass im Landeshaushalt 2007 
knapp 50 Millionen € eingespart werden. Das be-
deutet, dass Familien mit den Mehrkosten be-
lastet werden. 

Die restlichen 5 Millionen € werden bei dem Lan-
desprogramm für Qualität, Sicherheit und Service 
gekürzt. Das bedeutet eine Reduzierung der bis-
her zur Verfügung gestellten Mittel um 50 %. 

Insgesamt kann man feststellen, dass es weniger 
Service und weniger Sicherheit für Busse und 
Bahnen geben wird.  

Aber eines ist bei dieser Landesregierung klar: 
Der Straßenbau und die Subventionen für den 
Luftverkehr brauchen bei Ihnen nichts fürchten. 
Ein diesbezüglicher Konsolidierungsbeitrag ist bei 

Ihnen eine Fehlanzeige. Genau deshalb, Herr Kol-
lege Rasche, stimmt es nicht – wie Sie das im 
Zweifelsfall gleich in Ihrer Rede wieder behaupten 
werden –, dass Sie die Verkehrsträger gleichbe-
handeln. 

Diese Regierung und dieser Verkehrsminister 
zeichnen sich aber auch durch Rechtsbruch und 
fragwürdiges Vorgehen im Luftverkehr aus. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ich erinnere an die Genehmigung in Düsseldorf, 
die angeblich unter Vorbehalt gegeben wurde. Ein 
Gericht hat Ihnen bestätigt, dass die Genehmi-
gung – zumindest so, wie Sie sie in Kraft gesetzt 
haben – zurzeit nicht rechtmäßig ist. Diesen Vor-
behalt können Sie bis heute nicht berücksichtigen 
und der Flughafen kann nach wie vor mit Bewe-
gungszahlen operieren, die von einem Gericht 
längst – zumindest vorübergehend – gestoppt 
worden sind. 

Ich erinnere auch an die Vorgänge in Essen und 
an das Musterbeispiel „kleine Düse“, bei dem Sie 
mit fragwürdigen Messungen mit dem Flughafen 
zusammen versuchen, Ihr Vorhaben gegen die 
Träger des dortigen Flughafens durchzusetzen. 

Zu einem anderen Thema will ich Ihnen noch 
einmal ausdrücklich unsere Zusammenarbeit an-
bieten. Beim Thema RRX ist es aus nordrhein-
westfälischer Sicht notwendig, gegenüber dem 
Bund eine gemeinsame Position zu definieren. 
Dazu gehört aber auch, dass Sie die Karten offen 
auf den Tisch legen und sich zusammen mit uns 
dagegen wehren, dass Fernverbindungen im 
Ruhrgebiet und in anderen Knotenpunkten gestri-
chen werden, und dass Sie vor allen Dingen sa-
gen, wie Sie sich die Finanzierung der jetzt in Re-
de stehenden 30 Millionen € vorstellen, und zu 
wessen Lasten diese gehen soll. Es kann nicht 
sein, dass Kürzungen im ländlichen Raum die 
Kosten ausgleichen müssen, die der RRX an 
Landesmitteln kosten soll. 

Insgesamt verfehlt dieser Verkehrshaushalt sein 
Ziel – wenn das denn Ihr Ziel gewesen sein sollte -, 
mehr und gute Mobilität für die Bürgerinnen und 
Bürger in dem Mobilitätsland Nummer eins der 
Bundesrepublik Deutschland, nämlich in Nordrhein-
Westfalen, bereitzustellen. Sie setzen die falschen 
Schwerpunkte und steuern das Land Nordrhein-
Westfalen in der Verkehrspolitik letztlich vor die 
Wand. So wie Sie vorgehen, werden Sie nicht we-
niger, sondern mehr Staus im Straßenverkehr ern-
ten. 

(Beifall von den GRÜNEN – Zuruf von den 
GRÜNEN: Das ist die Erneuerung!) 
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Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Becker. – Für die Fraktion der FDP hat 
jetzt Herr Kollege Rasche das Wort. 

Christof Rasche*) (FDP): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! 

(Zuruf von den GRÜNEN) 

– Danke, Ihnen auch. Mobilität – also Verkehr und 
Logistik – auf der einen Seite sowie Arbeitsplätze 
und Wirtschaft auf der anderen Seite gehören un-
trennbar zusammen. Das ist ein Grundverständ-
nis, was Rot-Grün in zehn Jahren Regierungsver-
antwortung völlig ausgeblendet hat. Mobilität ist 
die Voraussetzung für hohe Lebensqualität der 
Bürgerinnen und Bürger, für die Wettbewerbsfä-
higkeit der Regionen, für Arbeitsplätze in Nord-
rhein-Westfalen und für das Wachstum unserer 
Wirtschaft.  

Gerade Nordrhein-Westfalen als eines der größ-
ten Ballungsgebiete Europas mit einem extrem 
wachsenden Transitverkehr benötigt eine be-
darfsgerechte Verkehrsinfrastruktur.  

Vor diesem Hintergrund, meine Damen und Her-
ren, ist das Ziel der nordrhein-westfälischen Ver-
kehrspolitik, die verschiedenen Verkehrsträger 
bedarfsgerecht auszubauen und besser miteinan-
der zu vernetzen. Die sich bietende Chance, 
Nordrhein-Westfalen zu einer Logistikdrehscheibe 
Europas auszubauen, wollen und müssen wir 
nach Möglichkeit gemeinsam ergreifen. Wir ste-
hen angesichts der extremen Verkehrsprognosen 
vor gewaltigen Herausforderungen. Von heute auf 
morgen lassen sich die verkehrspolitischen Prob-
leme des Landes nicht lösen. 

Meine Damen und Herren, die alte Landesregie-
rung hat uns zahlreiche Baustellen hinterlassen. 
Herr Jung hat eben seine Ausführungen so schön 
numerisch aufgebaut. Das möchte ich jetzt auch 
gerne tun: 

Erstens. Der NRW-Straßenzustandsbericht zeigt 
Rot-Grün nachträglich die rote Karte. Der erstmals 
von der neuen Landesregierung vorgelegte Stra-
ßenzustandsbericht hat ergeben, dass 40 % des 
landesweiten Straßennetzes in einem unbefriedi-
genden Zustand sind, davon 18 % sogar in einem 
sehr schlechten Zustand. Im Bereich der Landes-
straßen haben wir für Instandhaltung, Instandset-
zung und Erneuerung einen finanziellen Nachhol-
bedarf von mindestens 322 Millionen €. 

Das, meine Damen und Herren, ist das Ergebnis 
einer Verkehrspolitik, die über viele Jahre die 
Landesstraßen sträflich vernachlässigt hat. 

(Beifall von der FDP) 

Zweitens. Die Investitionen wurden von Rot und 
Rot-Grün kontinuierlich zurückgefahren: Zwischen 
1980 und 2005 sind die Investitionsmittel für den 
Landesstraßenbau von jährlich 280 Millionen € 
auf rund 130 Millionen € zurückgefahren worden, 
und zwar bei stetig wachsendem Verkehrsauf-
kommen. 

Für den Bereich Erhaltung, der einigen angeblich 
so wichtig ist, standen 1980 noch 65 Millionen € 
zur Verfügung. In den Folgejahren lag dieser Be-
trag lange Zeit bei etwa 40 Millionen € und er-
reichte 1998 mit 27 Millionen € einen absoluten 
Tiefstand. 

Drittens. Noch ein Blick auf die Baustellen, die 
uns Rot-Grün hinterlassen hat: Bundesfernstra-
ßen! Dabei wird Nordrhein-Westfalen klar benach-
teiligt. Es gab Zeiten, in denen hatte Nordrhein-
Westfalen einen Anteil von 26 % an den Bundes-
verkehrswegeplänen und Straßenbedarfsplänen. 
Der Anteil, der 2003 letztmalig mit dem Bund ver-
handelt wurde – in diesem Fall von Rot-Grün –, 
beträgt aktuell nur noch 16 %. Aufgrund der Ein-
wohnerzahl und der explodierenden Transitver-
kehre stünden uns sicherlich zwischen 22 und 
24 % zu. 

Viertens. Unter Rot-Grün gab es zu wenig baurei-
fe Projekte. Nordrhein-Westfalen war unter der 
Vorgängerregierung zum Teil nicht in der Lage, 
die ohnehin knappen Bundesmittel komplett abzu-
rufen, weil baureife Projekte fehlten. So gab es 
zum Beispiel im Jahr 2004 nur einen oder zwei 
Planfeststellungsbeschlüsse.  

Die Blockadepolitik beim Straßenbau hat die neue 
Koalition von CDU und FDP beendet. 

(Beifall von der FDP) 

Meine Damen und Herren, in diesem Jahr werden 
mindestens 13 Planfeststellungsbeschlüsse ge-
fasst werden. Sollte es zusätzliches Geld aus Ber-
lin geben, können wir dieses auch verbauen. 

Fünftens. Schienenverkehr! Versprochen hatten 
Sie einen Metrorapid und dann einen Rhein-Ruhr-
Express, der bis 2006 fahren beziehungsweise 
schweben würde. Gehalten haben Sie von diesen 
Versprechen nichts, absolut nichts. SPD und Grü-
ne pusten sich aktuell als die Schienenlobbyisten 
auf. Doch auch im Bereich der Schienenverkehrs-
politik lagen Anspruch und Wirklichkeit von rot-
grüner Verkehrspolitik weit auseinander. Der 
Rhein-Ruhr-Express, der – wie der Vorgänger 
Metrorapid – schon zur WM 2006 die Gäste aus 
aller Welt befördern sollte, fährt nicht. Zwischen 
Dortmund und Köln werden die Engpässe immer 
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schlimmer, die Verspätungen immer größer. Das 
ist eine Folge Ihrer Politik. 

Vor diesem Hintergrund freut es mich ganz be-
sonders, dass Verkehrsminister Oliver Wittke am 
Dienstag dieser Woche die Planungsvereinbarung 
zwischen Bund und der DB unterzeichnen konnte. 
Nach unserer Auffassung muss der entscheiden-
de Schritt allerdings noch kommen. Das ist die Fi-
nanzierungsvereinbarung. Ich bin gespannt, wie 
der Bund dann zu seinen Aussagen steht. Ich bin 
noch viel mehr gespannt, wie die Deutsche Bahn 
dann zu ihren Aussagen steht. Denn immer dann, 
meine Damen und Herren, wenn es um Geld 
geht, tut sich die Deutsche Bahn ganz besonders 
schwer. 

Die Bundesregierung – CDU- und SPD-geführt – 
mit Bundesfinanzminister Steinbrück und Bundes-
verkehrsminister Tiefensee hat die Mittel für den 
Schienenpersonennahverkehr radikal gekürzt, üb-
rigens gegen jede verkehrspolitische Logik. 

(Achim Tüttenberg [SPD]: Warum hat die 
Bundeskanzlerin nicht eingegriffen?) 

Die nordrhein-westfälischen Genossen konnten 
die Kürzungen der Berliner Parteifreunde übrigens 
nicht verhindern. Die Landesregierung hat die 
Kürzungen massiv bekämpft. Ich gebe gerne zu: 
Verhindern konnten wir sie auch nicht, aber wir 
haben schließlich im Bundesrat klare Kante ge-
zeigt. 

Die Opposition fordert heute, die Landesregierung 
müsse die Kürzungen kompensieren. Meine Da-
men und Herren, das ist eine überaus kurzsichtige 
Forderung. Wir haben das Geld überhaupt nicht, 
um diese Kürzungen aufzufangen. Andere Län-
der, die vorgeben, sie würden diese Kürzungen 
teilweise auffangen, handeln doch in Wahrheit – 
das wissen Sie ganz genau – ganz anders: 

Sie haben diese Mittel in der Vergangenheit 
zweckentfremdet eingesetzt und setzen sie jetzt 
plötzlich für den Nahverkehr ein. Das heißt: Sie 
haben diese Mittel irgendwo im Haushalt des Lan-
des geparkt. Von dort nehmen sie diese Mittel jetzt 
weg und setzen sie dort ein, wo sie eigentlich hin-
gehören, nämlich im Nahverkehr. Von der Mehr-
wertsteuer – so haben Sie eben argumentiert –, 
den Einnahmen, die die Länder bekommen, benö-
tigen sie dazu keinen einzigen Euro, keinen einzi-
gen Cent. 

(Allgemeine Unruhe) 

Meine Damen und Herren, außerdem würde 
Nordrhein-Westfalen dem Bund ein völlig falsches 
Signal geben. Der Bund würde sich dann mögli-
cherweise auch bei anderen politischen Aufgaben 

in Zukunft aus seiner Finanzverantwortung zu-
rückziehen. So würde ich als Finanzminister im 
Bund auch handeln. Wenn die Länder meinen, sie 
könnten den Nahverkehr selber bezahlen, weil sie 
zusätzliche Steuereinnahmen haben, könnten der 
Bund auch in Zukunft die Mittel für den Nahver-
kehr kürzen. Meine Damen und Herren, diesen 
Weg sollten wir auf keinen Fall gehen.  

Die Verkehrspolitik von Schwarz-Gelb ist klar auf-
gestellt: 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Ihre Koalition hört 
Ihnen nicht zu, das ist das Problem!) 

– Die wissen aber, was ich sagen wollte. Für Sie 
ist das wahrscheinlich interessant und wichtiger. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Bei uns gibt es eine Gleichbehandlung der Ver-
kehrsträger, und zwar aller Verkehrsträger. Eine 
Vorzugsbehandlung des Verkehrsträgers Schiene 
gibt es bei uns nicht. Wir müssen alle Verkehrs-
träger gleichbehandeln, damit wir unsere Ver-
kehrsprobleme lösen. 

Der Mitteleinsatz – das als zweiter Punkt – erfolgt 
bei uns so, dass dabei ein größtmöglicher Nutzen 
herauskommt. Nur der größte Verkehrswert eines 
jeden Euro bringt Nordrhein-Westfalen weiter. Ei-
nige Träume und ideologische Projekte der Grü-
nen tun dies nicht.  

(Beifall von FDP und CDU)  

Wir haben die integrierte Gesamtverkehrsplanung 
abgeschlossen und den Landesstraßenplan erst-
mals seit 1993 fortgeschrieben. Wir haben im 
Landesstraßenbau im Haushalt 2007 insgesamt 
133 Millionen € veranschlagt. Trotz der extrem 
engen finanziellen Situation haben wir dort keine 
Mittel gekürzt. 

Der Antrag der Grünen, meine Damen und Herren – 
jetzt spreche ich die Kollegen der SPD an –, den 
Landesstraßenaus- und -neubau radikal auf nur 
noch 10 Millionen € zu kürzen, würde zu zahlreichen 
Bauruinen in Nordrhein-Westfalen führen. Ich bin 
gespannt, ob sich die SPD bei diesem Antrag erneut 
enthält wie bei den meisten anderen Anträgen, oder 
ob sie entsprechend ihrer eigenen Auffassung, die 
uns bekannt ist, den Mut hat, diesen Antrag der 
Grünen abzulehnen. 

Planungsverfahren werden beschleunigt. Einige 
Städte in Nordrhein-Westfalen sind ganz beson-
ders vom Feinstaub belastet – im Ruhrgebiet, a-
ber auch im ländlichen Raum. Oft sind dort Um-
gehungsstraßen die einzige Lösung. FDP und 
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CDU werden sich insbesondere in diesen Städten 
für schnelle Lösungen einsetzen. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Betuwelinie, RRX und Eiserner Rhein sind wichti-
ge logistische Projekte und Voraussetzung für ei-
ne Logistikdrehscheibe Nordrhein-Westfalen, die 
wir hoffentlich alle gemeinsam erreichen wollen. 
Das neue ÖPNV-Gesetz stellen wir Ihnen im ers-
ten Quartal vor. 

Meine Damen und Herren, unter Rot-Grün war die 
Verkehrspolitik geprägt durch Streit und Stillstand. 
CDU und FDP haben diesen Stillstand beendet 
und mit der Wende in der Verkehrspolitik riesige 
Chancen für Nordrhein-Westfalen eröffnet. – 
Herzlichen Dank. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Rasche. Das waren exakt zehn Minuten 
und zwei Sekunden. – Herr Minister Wittke hat 
das Wort zum Einzelplan 14, Teilbereich „Ver-
kehr“. Bitte, Herr Wittke. 

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! 
In aller Kürze erstens zu den Landesstraßen: Wir 
geben im kommenden Jahr 133,7 Millionen € aus. 
Das sind 5 Millionen € mehr als im letzten Regie-
rungsjahr von Rot-Grün. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Das Allerwichtigste ist: Das Geld wird auch aus-
gegeben, weil der Finanzminister nicht am Jah-
resende mit einer globalen Minderausgabe oder 
einer Haushaltssperre kommt. Auch das ist ein 
Unterschied zu Rot-Grün. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Zweiter Punkt: Bundesfernstraßen. Wir haben – 
darauf bin ich ein Stück weit stolz, darum will ich 
es heute vortragen – einen neuen Rekord aufge-
stellt. Wir werden in diesem Jahr in Nordrhein-
Westfalen für den Betrieb, den Bau und die Un-
terhaltung von Bundesfernstraßen 934 Millionen € 
ausgeben. Das sind 150 Millionen € mehr als 
2004 und 250 Millionen € mehr als 2003. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Das, liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, war nur 
möglich, weil sich niemand mehr für einen Plan-
feststellungsbeschluss in Nordrhein-Westfalen zu 
entschuldigen braucht. 

Ich möchte mich an dieser Stelle ganz herzlich bei 
allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern bei Stra-

ßen NRW, bei den Bezirksregierungen und in 
meinem Haus bedanken. Sie haben Schwerstar-
beit geleistet, denn zum ersten Mal seit über 
20 Jahren geben wir keine Bundesmittel zurück. 
Ganz im Gegenteil: Wir profitieren von zurücklau-
fenden Mitteln aus anderen Bundesländern. Das 
ist ein toller Erfolg für Nordrhein-Westfalen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Drittens zur Schiene: Mit der Unterzeichnung des 
Vertrags über die Vorplanung kann der RRX auf 
die Schiene gesetzt werden. Für diese Vorpla-
nung kommen 20 Millionen € Fördermittel vom 
Bund. Damit sind wir nach anderthalb Jahren 
CDU-/FDP-Regierungsverantwortung mit dem 
Rhein-Ruhr-Express weiter als alle anderen Vor-
gängerregierungen mit Metrorapid, Metroexpress 
und wie sie alle hießen. So stelle ich mir Schie-
nenpolitik für Nordrhein-Westfalen vor. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, letzte Bemer-
kung zu den Regionalisierungsmittelkürzungen: 
Jawohl, es ist wahr, der Bund hat die Regionali-
sierungsmittel gekürzt. Das tut weh. Jawohl, Herr 
Becker, es ist auch wahr, dass Hessen und Bay-
ern so tun, als würden sie jetzt Landesmittel neh-
men und diese Kürzungen teilweise ausgleichen. 
Tatsächlich tun sie es aber nicht, weil sie schon in 
der Vergangenheit rechtswidrig Schülerbeförde-
rungskosten aus Regionalisierungsmitteln gezahlt 
haben, was wir zumindest seit Regierungsüber-
nahme durch Christdemokraten und Liberale in 
Nordrhein-Westfalen nicht getan haben. Von da-
her sind Sie einer Mogelpackung aufgesessen, 
Herr Becker. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe 
Kolleginnen, liebe Kollegen, ist der Zirkus noch so 
klein, einer muss der Letzte sein. Das durfte ich 
heute als letzter Redner im Jahr 2006 vor diesem 
Hohen Hause sein. Darum Ihnen allen ein geseg-
netes Weihnachtsfest und einen guten Rutsch ins 
neue Jahr. 

(Lebhafter Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister Wittke. – Hat sich noch jemand zu Wort 
gemeldet? –  

(Zurufe: Nein!) 

Das ist offenbar nicht der Fall. Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, damit bleibt wahr, was der Minister ge-
rade gesagt hat. 
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(Zahlreiche Zurufe) 

– Mal sehen, ob Sie sich noch ein bisschen beru-
higen, wir haben schließlich Adventszeit. Das ist 
eine Zeit der Stille. 

(Heiterkeit) 

Herr Minister Wittke bleibt also im Recht, wenn er 
sagt, er war heute der letzte Redner im Landtag in 
Sachen Haushaltsberatung.  

Damit kommen wir zum Ende der Beratung, wenn 
keine weiteren Wortmeldungen vorliegen. Im Üb-
rigen war es auch für Sie, Herr Minister, in gewis-
ser Weise ein vorgezogenes Weihnachtsfest, 
denn der Applaus war wirklich anrührend. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Über so viel Freude kommen wir zu den Abstim-
mungen zum Einzelplan 14.  

Ich darf Ihnen noch eine freudige Überraschung 
bereiten: Ich freue mich sehr, dass die Fraktionen 
meinem Vorschlag gefolgt sind und wir in diesem 
Fall ausnahmsweise die Änderungsanträge von 
Bündnis 90/Die Grünen zum Einzelplan 14 mit 
den laufenden Nummern 77 bis 87 – das sind die 
Drucksachen 14/3265, 14/3266, 14/3267, 
14/3268, 14/3269, 14/3270, 14/3271, 14/3272, 
14/3273, 14/3274 und 14/3275 – en bloc abstim-
men können. Wer ist für diese Änderungsanträ-
ge? – Bündnis 90/Die Grünen. Wer ist gegen die-
se Anträge? – Die Koalitionsfraktionen. Wer ent-
hält sich bei diesen Anträgen? – Die Fraktion der 
SPD. Damit sind die Änderungsanträge abge-
lehnt.  

Damit komme ich zur Schlussabstimmung über 
den Einzelplan 14 entsprechend der Beschluss-
empfehlung Drucksache 14/3014. Wer ist für die 
Annahme dieses Einzelplans in der vorliegenden 
Form? – Das sind die Koalitionsfraktionen. Wer ist 
dagegen? – Das sind die beiden Oppositionsfrak-
tionen Bündnis 90/Die Grünen und SPD. Damit ist 
die Beschlussempfehlung angenommen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Wir kommen damit zu den Abstimmungen zum 
Haushaltsbegleitgesetz 2007. Die Diskussion 
darüber haben wir gestern und heute geführt, so-
dass wir jetzt zur Abstimmung kommen können, 
und zwar erstens über den Änderungsantrag 
entsprechend der Übersicht Nr. 91 Tischvorlage. 
Ich rufe die Drucksache 14/3309 auf und frage, 
wer für diesen Änderungsantrag ist. – Das ist die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Wer ist gegen 
diesen Antrag? – Das sind die Koalitionsfraktio-
nen. Wer enthält sich der Stimme? – Die SPD-

Fraktion. Damit ist der Antrag mit den Stimmen 
der Koalitionsfraktionen abgelehnt.  

Wir kommen zur Abstimmung über das Haus-
haltsbegleitgesetz entsprechend der Beschluss-
empfehlung Drucksache 14/3021. Wer dafür ist, 
der hebe die Hand. – Die Koalitionsfraktionen. Wer 
ist gegen das Haushaltsbegleitgesetz? – Das sind 
die beiden Oppositionsfraktionen SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen. Damit sind die Beschlussemp-
fehlung und das Haushaltsbegleitgesetz in zweiter 
Lesung angenommen.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Wir kommen damit zu den Abstimmungen zum 
Haushaltsgesetz 2007. Die Diskussion dazu ha-
ben wir gestern und heute geführt. Wir kommen 
also entsprechend der Vereinbarung zur Abstim-
mung, und zwar erstens über die Änderungsvor-
schläge entsprechend der Übersicht Nummern 88 
bis 90 der Tischvorlage.  

Ich rufe die laufende Nummer 88, Änderungsan-
trag Drucksache 14/3306, auf. Wer ist für diesen 
Änderungsantrag? – Bündnis 90/Die Grünen. Wer 
enthält sich der Stimme? – Die SPD-Fraktion. Wer 
ist dagegen? – Die Koalitionsfraktionen. Damit ist 
der Änderungsantrag abgelehnt.  

Ich rufe auf die laufende Nr. 89, Änderungsan-
trag Drucksache 14/3307. Wer ist für diesen Än-
derungsantrag? – Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen. Wer ist dagegen? – Die Koalitionsfraktionen 
und die SPD-Fraktion. Damit ist dieser Antrag ab-
gelehnt.  

Ich komme zur laufenden Nr. 90, Änderungsan-
trag Drucksache 14/3308. Wer ist für diesen Än-
derungsantrag? – Bündnis 90/Die Grünen und 
SPD. Wer ist gegen diesen Antrag? – Die Koaliti-
onsfraktionen CDU und FDP. Damit ist dieser An-
trag abgelehnt.  

Ich komme nun zur Abstimmung über den Ge-
samthaushalt entsprechend der Beschluss-
empfehlung Drucksache 14/3000. Wer ist für die 
Annahme dieser Beschlussempfehlung? – Das 
sind die Koalitionsfraktionen. Wer ist dagegen? – 
Das sind die Oppositionsfraktionen SPD und Grü-
ne. Damit ist die Beschlussempfehlung Drucksa-
che 14/3000 mit den Stimmen der Koalitionsfrak-
tionen angenommen und der Haushalt in zweiter 
Lesung verabschiedet.  

(Anhaltender Beifall von CDU und FDP) 

Zur Vorbereitung der dritten Lesung stimmen wir 
nunmehr über die Rücküberweisung des Haus-
haltsgesetzes 2007 und des Gemeindefinanzie-
rungsgesetzes 2007 an den Haushalts- und Fi
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